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Der Beitrag der Rechtsprechung 
zur Förderung der Neuerertätigkeit
Aus dem Bericht des Präsidiums an die 18. Plenartagung des Obersten Gerichts am 11. Dezember 1980

1. Zum Stand der gerichtlichen Tätigkeit 
auf dem Gebiet des Neuererrechts

Die Neuererbewegung als Ausdruck des Schöpfertums der 
Arbeiterklasse und aller Werktätigen und zugleich als be­
deutsamer Faktor bei der weiteren Stärkung der ökono­
mischen Leistungsfähigkeit ist in Verwirklichung der 
Beschlüsse des IX. Parteitages der SED kontinuierlich ge­
wachsen. Die Initiativen der Neuerer werden in immer 
höherem Maße bei der sozialistischen Rationalisierung, der 
Senkung des Produktionsverbrauchs und der Verbesserung 
der Arbeite- und Lebensbedingungen wirksam. Der per­
sönliche Beitrag der Werktätigen im sozialistischen Wett­
bewerb zur Steigerung der Arbeitsproduktivität, zur Ein­
sparung von Arbeitszeit und Arbeitskräften durch wissen- 
schaftlichrtechnische Maßnahmen und ihre schnelle Über­
leitung in die Produktion wird überall dort spürbarer, wo 
die Initiativen der Neuerer zielgerichtet gelenkt und mit 
den Aufgaben aus dem Plan Wissenschaft und Technik 
verbunden werden. Dabei ist die Beherrschung und wirk­
same Anwendung des Neuererrechte durch die Leiter aller 
betrieblichen Ebenen ein wichtiger Faktor, um die Neuerer­
tätigkeit besonders qualitativ weiterzuentwickeln und die 
Ideen und Vorschläge der Arbeiter und aller Werktätigen 
schnell und mit hohem Nutzeffekt zu verwirklichen.

In diesem Sinne unternehmen auch die staatlichen Ge­
richte und Konfliktkommissionen große Anstregungen, um 
mit der Verhandlung, Entscheidung und Auswertung von 
Neuererstreitfällen das Anliegen der Neuererbewegung 
zu unterstützen.

Obwohl die Zahl der Streitfälle auf dem Gebiet des 
Neuererrechts gering ist, haben die Entscheidungen über 
den konkreten Fall hinaus Bedeutung. Sie müssen darauf 
hinwirken, das Neuererrecht entsprechend seinem gesell­
schaftlichen Anliegen anzuwenden, Rechtsverletzungen 
und Konflikten vorzubeugen und die Bereitschaft der 
Werktätigen zur Mitarbeit in der Neuererbewegung zu 
fördern.

Die Untersuchungen und Einschätzungen machen deut­
lich, daß sich die Bezirksgerichte sowie die Direktoren der 
Kreisgerichte in ihrer Leitungstätigkeit von der politischen 
Bedeutung einer hohen Qualität der Rechtsprechung zum 
Neuererrecht leiten lassen.

Hierzu ist durch die Orientierungen der Richtlinie 
Nr. 30 des Plenums des Obersten Gerichts zu Fragen der 
Anwendung des Neuererrechts in der Rechtsprechung vom 
28. August 1974 (GBl. I Nr. 45 S. 413) ein wesentlicher Bei­
trag geleistet worden. Die Richtlinie hat sich bewährt, ihre 
Regelungen besitzen — wie die Untersuchungen zeigen — 
auch weiterhin Bedeutung und haben auch über die gericht­
liche Tätigkeit hinaus die wirksame Anwendung des Neue­
rerrechts gefördert. In der Anleitung der Kreisgerichte 
durch die Bezirksgerichte ist allerdings dem Umstand stär­
ker Rechnung zu tragen, daß eine Reihe von Kreisgerichten 
relativ selten Neuerenstreitfälle zu entscheiden hat und 
deshalb nur über geringe Erfahrungen verfügt. Daher 
kommt der Verallgemeinerung der Rechtsmittelrechtspre­
chung und auch der Schaffung von Konsultationsmöglich­
keiten besondere Bedeutung zu.

Streitfälle aus Neuerervereinbarungen haben an der 
Gesamtzahl der Neuererstreitfälle einen Anteil von 10 bis 
12 Prozent. Mit ihren Entscheidungen wirken die Gerichte 
dabei vor allem auf eine dem Gesetz und dem Charakter 
der Neuererbewegung entsprechende Zusammensetzung

der Neuererkollektive und eine inhaltlich richtige Gestal­
tung der Neuerervereinbarungen hin.

Streitfälle aus Neuerervorschlägen betreffen zu mehr 
als 50 Prozent Vergütungsansprüche von Werktätigen. 
Hier bereitet die Prüfung, ob die im Neuerervorschlag ent­
haltene Leistung zu den Arbeite-, Dienst- oder Studien­
aufgaben gehört, wegen der Stellung der betreffenden 
Werktätigen im Reproduktionsprozeß (Leitungstätigkeit, 
Angehöriger des ingenieur-technischen Personals), aber 
auch wegen ungenügender betrieblicher Festlegungen be­
sondere Schwierigkeiten und löst Meinungsverschieden­
heiten aus, die im Betrieb nicht geklärt werden können.

Die genaue Kenntnis der betrieblichen Verhältnisse 
ermöglicht es den Konfliktkommissionen, in der Regel 
wirksame Empfehlungen an die Leiter zur Verbesserung 
der Arbeit auf dem Gebiet des Neuererwesens zu richten. 
Zutreffend werden diese Aktivitäten von den Gerichten 
unterstützt und verallgemeinert. Dabei sollten jedoch ins­
besondere die Einspruchsverfahren noch stärker dafür ge­
nutzt werden, den Konfliktkommissionen in neuererrecht­
lichen Fragen gezielt und differenziert Anleitung zu geben.

Die Untersuchungsergebnisse verdeutlichen, daß die 
Bezirksgerichte und die Direktoren der Kreisgerichte nach 
wie vor ihre Aufmerksamkeit der Verbesserung der Ver­
fahrensvorbereitung und -durchführung unter Beachtung 
der Ergebnisse der 3. Tagung des Plenums des Obersten 
Gerichts vom 13. April 1977 zu Fragen der Anwendung der 
ZPO bei der Verstärkung der gesellschaftlichen Wirksam­
keit der ZFA-Verfahren widmen müssen. Die Sachaufklä­
rung und die zügige Verfahrensdurchführung wird häufig 
dadurch beeinträchtigt, daß die rechtlichen Probleme, über 
die zu entscheiden ist, ungenügend herausgearbeiitet, die 
Unterlagen des Büros für die Neuererbewegung (BfN) ver­
spätet beigezogen und nicht alle Möglichkeiten ausge­
schöpft werden, den Prozeßparteien zielgerichtete Auflagen 
zur Ergänzung und Präzisierung ihres Vorbringens zu 
erteilen.

Soweit die Verfahren durch Einigung beendet werden, 
ist aus dem Protokoll der mündlichen Verhandlung und 
aus dem sonstigen Akteninhalt häufig nicht erkennbar, 
von welchen Nutzensarten bzw. welchem Nutzen die Pro­
zeßparteien bei der Einigung über die Höhe der Vergütung 
ausgegangen sind und inwieweit das Gericht die Voraus­
setzungen für den Anspruch geprüft hat.

Die rasche Überwindung aller die Neuererbewegung 
störenden Faktoren erfordert von den Gerichten, ihre Mög­
lichkeiten zur Erhöhung der gesellschaftlichen Wirksam­
keit der Verfahren besser und differenzierter zu nutzen. 
Dazu gehören Verhandlungen vor einer organisierten 
Öffentlichkeit oder Verfahrensauswertungen, die, obwohl 
geboten, nicht genutzt wurden. Gleiches gilt für die Ge­
richtskritiken bzw. Hinweisschreiben, obwohl sich gerade 
in Neuererstreitfällen nicht selten betriebliche Mängel 
offenbaren, die nicht bereits mit der Entscheidung korri­
giert sind.

Große Bedeutung ist dem Ausbau der Zusammenarbeit 
der Gerichte mit den Gewerkschaften auf dem Gebiet des 
Neuererrechts beizumessen. Sowohl im Rahmen der Pro­
zeßvertretung für Neuerer, als auch durch anderweite 
Mitwirkung in den Verfahren und durch Verfahrensaus­
wertungen tragen gewerkschaftliche Neuereraktive 
wesentlich zur richtigen Verwirklichung des Neuererrechts, 
zur Erhöhung der Sachkunde des Gerichts, zur Überwin­
dung von Mängeln und zur Sicherung der Rechte der 
Neuerer bei. In den Berichterstattungen der Direktoren der


